
L 27 
 
 
Verlust der Freizügigkeitsrechte von EU-Bürgern 
 
Anfrage des Abgeordneten Jan Timke und Fraktion BÜNDNIS DEUTSCHLAND 
 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. In wie vielen Fällen wurde EU-Bürgern durch die zuständigen Behörden im Land 
Bremen zwischen 2020 und 2024 das Recht auf Einreise und Aufenthalt aus 
Gründen der öffentlichen Ordnung, der öffentlichen Sicherheit oder der Gesundheit 
gemäß § 6 Freizügigkeitsgesetz aberkannt? (Bitte nach Jahren sowie nach Bremen 
und Bremerhaven unterteilen.) 
 
2. Bei wie vielen der Personen aus Ziffer 1. handelte es sich um Straftäter - aus 
welchen Herkunftsländern kamen die Betroffenen und wie viele dieser EU-Bürger 
haben Deutschland tatsächlich wieder verlassen? (Bitte getrennt nach Jahren sowie 
nach Bremen und Bremerhaven beantworten.) 
 
3. In wie vielen Fällen haben betroffenen EU-Bürger aus Ziffer 1. gegen die 
behördlichen Aufenthalts- und Einreiseverbote vor dem Verwaltungsgericht geklagt 
und wie viele dieser Klagen waren in dem erfragten Zeitraum erfolgreich? (Bitte 
unterteilen nach Jahren sowie nach Bremen und Bremerhaven.) 
 
 
Die Fragen 1 und 2 werden zusammen beantwortet: 
Verlustfeststellungen nach § 6 Freizügigkeitsgesetz dürfen nur aus schwerwiegenden 
Gründen erfolgen und werden daher in der Regel nicht in den kommunalen 
Ausländerbehörden, sondern in der Zentralstelle für Rückführung (ZfR) abgewickelt. 
Bei allen Personen handelt es sich um Straftäter: 
Im Jahr 2021 erfolgten neun Verlustfeststellungen. Die Betroffenen kamen aus 
Bulgarien, Rumänien und Polen. Sieben Personen wurden abgeschoben, eine 
Person ist freiwillig ausgereist und eine Person ist unbekannten Aufenthalts. 
Im Jahr 2022 gab es neun Verlustfeststellungen. Die Betroffenen kamen aus Ungarn, 
Bulgarien, Italien, Kroatien, und Polen. Es erfolgten sechs Abschiebungen, eine 
Person ist verstorben und eine Person wurde nach Bulgarien, eine weitere Person 
nach Italien ausgeliefert. 
Im Jahr 2023 erfolgten vier Verlustfeststellungen. Hier kamen die Personen aus 
Polen, Bulgarien und den Niederlanden. Alle vier Betroffenen wurden abgeschoben. 
Im Jahr 2024 gab es vier Verlustfeststellungen. Die Betroffenen kamen aus 
Rumänien, Tschechien und Bulgarien. Zwei Personen wurden abgeschoben. 
In Bremerhaven gab es im Jahr 2020 eine Verlustfeststellung. Der Fall wurde 2022 
an die ZfR übergeben. Eine weitere Verlustfeststellung gab es im Jahr 2021. In 
diesem Fall erfolgte keine Übernahme durch die ZfR. Die betreffende Person wurde 
aus Bremerhaven abgeschoben. 
 
Zu Frage 3: 
In den Jahren 2021, 2022 und 2023 wurden keine Rechtsmittel eingelegt. Im Jahr 
2024 gab es eine erfolglose Klage. 


